
kung für beide Ehegatten, da die vor dem 1. April 1966 
mit dem Pachtvertrag erworbenen Rechte mit Inkraft­
treten des FGB auf beide Ehepartner übergegangen sind. 
Dies ist auch — wie die Klägerin meint — kein unzulässi­
ger Eingriff in die Befugnisse des Grundstückseigen­
tümers, sondern eine rechtliche Konsequenz aus den ver­
mögensrechtlichen Prinzipien des sozialistischen Fami­
lienrechts, die davon ausgehen, daß die von einem oder 
beiden Ehegatten während der Ehe durch Arbeit oder 
aus Arbeitseinkünften erworbenen Sachen und Ver­
mögensrechte beiden Ehegatten gemeinsam gehören 
(§ 13 FGB).
Es ist unstreitig, daß das Wochenendhaus durch Arbeit 
und aus Arbeitseinkünften beider Parteien erworben 
wurde. Die Rechte an diesem Wochenendhaus gehören, 
soweit der Vermögenswert vor dem 1. April 1966 ge­
schaffen wurde, gemäß § 4 EGFGB kraft Gesetzes zum 
gemeinschaftlichen Eigentum und Vermögen der Par­
teien. Hätten diese die Absicht gehabt, das Wochenend­
haus aus dem gemeinschaftlichen Vermögen auszuson­
dern, wäre es erforderlich gewesen, eine derartige Ver­
einbarung gemäß § 14 FGB zu treffen und beurkunden 
zu lassen (§ 13 EGFGB). Da dies nicht geschehen ist, war 
davon auszugehen, daß das Wochenendhaus bzw. die 
Rechte hieran zum gemeinschaftlichen Eigentum der 
Parteien gehören und somit auch der Teilung unter­
liegen.
Das Kreisgericht hat richtig entschieden, indem es die 
Rechte an dem Pachtgrundstück und dem Wochenend­
haus dem Verklagten zugesprochen hat. Es hat dabei zu­
treffend berücksichtigt, daß die Klägerin mit dem Ver­
kauf des Pkw an ihren Sohn Peter ohne Zustimmung 
des Verklagten über einen wertvollen Gegenstand des 
gemeinschaftlichen Eigentums verfügte und den Erlös 
hieraus vereinnahmte, daß beide Parteien sich am Bau 
des Hauses entsprechend ihren Fähigkeiten und Mög­
lichkeiten beteiligten und daß beide Parteien zur Zer­
rüttung der Ehe beigetragen haben.

Literatur des Staatsverlages der DDR 
zu den X. Weltfestspielen

DDR - Staat der Jugend

Bericht des Amtes für Jugendfragen beim Ministerrat der 
DDR über die Verwirklichung des Jugendgesetzes
III Seiten; Preis: 1 M.
Der Bericht faßt die Ergebnisse der Tätigkeit der Staats- und Wirt­
schaftsorgane zur Verwirklichung der sozialistischen Jugendpolitik 
seit Juni 1971 zusammen. Er dokumentiert in eindrucksvoller Weise, 
wie Partei und Staat der Jugend Vertrauen entgegenbringen und ihr 
hohe Verantwortung in allen Arbeits- und Lebensbereichen über­
tragen.
Umfangreiches Fakten- und Zahlenmaterial belegt die Mitwirkung der 
Jugend bei der weiteren Entfaltung der sozialistischen Demokratie, 
die hohen Leistungen der Jugend an- der kontinuierlichen Entwicklung 
der Volkswirtschaft und an der steten Erhöhung des materiellen 
Lebensniveaus des Volkes, die allseitige Verwirklichung des Rechts 
auf Bildung, die neuen sozialen Maßnahmen für die Jugend, die 
Entfaltung der kulturellen Talente und Begabungen aller Jugend­
lichen, die Möglichkeiten für sportliche Betätigung, Erholung und 
Touristik.
Im Mittelpunkt des Berichts steht die klassenmäßige Erziehung der 
lugend. Fr verallgemeinert insbesondere die besten Erfahrungen 
•-taatlicher Leiter bei der Förderung der Jugend in den Monaten der 
Vorbereitung der X. Weltfestspiele.
Der Bericht enthält wertvolles Material für die rechtspropagandistische 
Tätigkeit der Richter und Staatsanwälte, insbesondere für die Aus­
sprachen mit Jugendlichen über den Entwurf des neuen Jugend­
gesetzes der DDR.

Kar! Heinz Jahnke / Norbert Woik:

Mit der Jugend der Welt
127 Seiten; Preis: 1,25 M.
Die Broschüre gibt einen Überblick über die Entwicklung der inter- 
nationalen Beziehungen der FDJ, insbesondere zum Leninschen Kom­
somol und zum Weltbund der Demokratischen Jugend. Gegenwärtig 
unterhält die FDJ zu 513 Kinder-, Jugend- und Studentenorganisatio­
nen in fast allen Ländern der Erde freundschaftliche Kontakte.
Die Arbeit verdeutlicht das systematische Wachsen des proletarischen 
Internationalismus im Bewußtsein der Jugend der DDR.
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